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Mitteilungsvorlage 
Anfrage an die BV3 am 05.11.2025 vom Verkehrs- und Förderverein Lennep e.V. 
bezüglich der Laubentsorgung 
 

 
Beratungsfolge 
 

 Gremium Sitzungstermin Beratungsform 

1 Bezirksvertretung 3 - Lennep 05.11.2025 Kenntnisnahme 

 

Öffentlichkeit 

Die Beratung erfolgt in öffentlicher Sitzung. 
 
 

  
Federführung 
TBR 2 - Abfallwirtschaft und Straßenreinigung  

Beteiligte Stellen 

 
 
  

Finanzielle Folgen und Auswirkungen 

Voraussichtlicher Aufwand und voraussichtliche Auszahlungen im laufenden Jahr und in 
Folgejahren 

keine 

Die erforderlichen Haushaltsmittel sind im Ergebnis- und Finanzplan enthalten 

entfällt 
 
 
Produkt(e) 
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Zeit- und Personalkostenaufwand 
2 h = 150 € 
 
 

Mitteilung der Verwaltung 

Die nachfolgende Information wird zur Kenntnis genommen. 
 

Grundlagen für den Aufgabenbereich Straßenreinigung bilden u. a. das Gesetz über die 
Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) sowie die Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung der Stadt Remscheid. Diese Verordnung besagt, dass Anlieger verpflichtet 
sind, den Gehweg vor ihrem Grundstück von Laub, Schmutz und anderen Verunreinigungen zu 
befreien. Die Laubsammlung ist im Herbst besonders relevant, da sich das Laub mit Nässe und 
Frost leicht in gefährliche Rutschgefahr verwandeln kann. 

Verantwortung und Sicherheit 

Anlieger sind daher direkt verantwortlich für den Zustand des Gehwegs vor ihrem Grundstück. 
Laub stellt in der Herbst- und Winterzeit eine potenzielle Gefährdung dar, sowohl durch 
Rutschgefahr als auch durch die Behinderung des Fußverkehrs. Diese Verantwortung ist nicht 
nur eine gesetzliche Pflicht, sondern auch eine Frage der Fürsorge für die Allgemeinheit und 
der Verkehrssicherheit. 

Verhältnismäßigkeit 

Die Entfernung von Laub ist eine verhältnismäßige Pflicht, die in der Regel keine großen 
körperlichen Anforderungen stellt und mit einfachen Mitteln wie einem Besen oder Laubsauger 
erledigt werden kann. Zudem fällt diese höhere Belastung nur temporär an und ist somit im 
Verhältnis auf das ganze Jahr als gering einzustufen.  

Vermeidung von Folgekosten 

Würden die Bürger nicht für die Laubentfernung verantwortlich gemacht, könnte dies zu 
erheblichen Kosten für die Stadt führen, die dann durch Steuergelder getragen werden 
müssten.  

Soziale Gerechtigkeit  

Ein weiteres Argument für die zumutbare Laubentfernung durch die Anlieger betrifft die Frage 
der sozialen Gerechtigkeit und die gerechte Verteilung von Kosten. In Remscheid gibt es 
Straßen, in denen viele Bäume stehen, was zu einer höheren Laubmenge führt und damit eine 
größere Belastung für die Anlieger bedeutet. Würde die Stadt die komplette Laubsammlung 
übernehmen, könnten Steuergelder verwendet werden, die aus den Beiträgen aller Bürger 
stammen – auch aus den Haushalten in weniger „laubreichen“ Gebieten. Hier könnte ein 
Ungleichgewicht entstehen, da diese Bürger durch ihre Lage weniger direkt betroffen sind, aber 
dennoch zur Finanzierung dieser Dienstleistung beitragen müssten. 

Das Argument für die Zumutbarkeit der Laubentfernung durch die Anlieger ist hier somit 
auch eine Frage der Fairness und des gerechten Ausgleichs: In Gebieten mit hohem 
Baumbestand profitieren die Anlieger durch das grüne Stadtbild, aber sie tragen auch die 
Verantwortung für die Pflege der öffentlichen Flächen vor ihrem Grundstück. Die Lasten werden 
so nicht auf die gesamte Bevölkerung verteilt, sondern sind auf diejenigen ausgerichtet, die 
tatsächlich von den Bäumen und dem damit verbundenen Mehrwert profitieren. 
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Raue  
Betriebsleiter 
 
 
Mast-Weisz 
Oberbürgermeister 
 
 
 

 

 


